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126.

Notenwechsel zwischen Österreich und der EWG über die Inanspruchnahme der Zollermäßi-
gung für EG-Qualitätsweine gemäß den Notenwechseln vom 22. Juli 1972 und 14. Juli 1986

Österreichische Mission bei den
Europäischen Gemeinschaften

Brüssel, 23. Dezember 1988

Herr Generaldirektor,

Ich beziehe mich auf die Zollermäßigung für
Qualitätsweine, die Österreich gemäß den Noten-
wechseln vom 21. Juli 1972 *) und 14. Juli 1986**)
zwischen der EWG und Österreich für Weine mit
Ursprung in der Gemeinschaft gewährt. Die Zoller-
mäßigung wurde unter anderem davon abhängig
gemacht, daß diese Weine in Flaschen, mit einem
Alkoholgehalt in Volumenteilen von 18% Vol. oder
weniger zur Einfuhr gelangen und die Flaschen mit
einem Korkstöpsel mit einer Länge von 2 cm oder
mehr verschlossen sind.

Nach den Gesprächen, die zwischen Vertretern
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft
und Österreichs stattfanden, bestätige ich hiermit,
daß Österreich die vorgenannte Zollermäßigung
unbeschadet der üblichen Bedingungen, die für die
Einfuhr von Wein nach Österreich gelten und
unbeschadet des Abkommens vom 23. Dezember
1988 zwischen der EWG und der Republik Öster-
reich über die gegenseitige Einräumung von Zoll-
kontingenten für bestimmte Qualitätsweine ***),
unter folgenden Voraussetzungen gewährt:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 466/1972
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 572/1986

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 758/1988

1. Die Zollermäßigung gilt für Qualitätsweine
bestimmter Anbaugebiete gemäß Verordnung
(EWG) Nr. 823/87 - ausgenommen
Schaumwein — mit Ursprung in der Gemein-
schaft und in Behältnissen mit einem Inhalt
von zwei Litern oder weniger der Unternum-
mer aus 2204 21 A des österreichischen Zoll-
tarifs. Sie wird unabhängig von dem Alkohol-
gehalt der Qualitätsweine, der stofflichen
Beschaffenheit der Behältnisse, deren Ver-
schlußform und der Länge eines verwendeten
Korkstöpsels gewährt.
Bis zur Anwendung der Verordnung (EWG)
Nr. 823/87 durch Portugal gelten die im
Anhang des obengenannten Abkommens auf-
geführten Qualitätsweine mit Ursprung in
Portugal als Qualitätsweine bestimmter
Anbaugebiete.

2. Auf den Zeugnissen über die Einfuhrfähigkeit
in Österreich muß folgender Wortlaut enthal-
ten sein:
„Dieser Wein ist ein Qualitätswein bestimm-
ter Anbaugebiete gemäß EWG-Verordnung
Nr. 823/87 (EG - ABl. Nr. L 84 vom 27. 3.
1987)."

Für portugiesische Qualitätsweine gilt bis zur
Anwendung der Verordnung (EWG)
Nr. 823/87 durch Portugal folgender Zusatz:
„Dieser Wein ist ein Qualitätswein mit
Ursprung in Portugal, der den Qualitätswei-
nen gemäß EWG-Verordnung Nr. 823/87
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(EG — ABl. Nr. L 84 vom 27. 3. 1987) gleich-
gestellt ist."

Diese Zusätze werden von der ausstellenden
Behörde jeweils bescheinigt.

Dieser Notenwechsel tritt am 1. Januar 1989 in
Kraft und ersetzt den Notenwechsel vom
5. Februar 1988 ****) zwischen der Kommission
der Europäischen Gemeinschaft und den öster-
reichischen Behörden. Er tritt spätestens mit dem
Außerkrafttreten des in Absatz 2 genannten
Abkommens vom 23. Dezember 1988 außer Kraft.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihre
Zustimmung zum Inhalt dieses Schreibens bestäti-
gen würden.

Genehmigen Sie, Herr Generaldirektor, den
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

W. Wolte
Botschafter

Herrn Stv. Generaldirektor
Rolf Möhler
Generaldirektion Landwirtschaft
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
Rue de la Loi 200
1049 Brüsse l

****) Kundgemacht in BGBl. Nr. 176/1988

Kommission der
Europäischen Gemeinschaften
Generaldirektion Landwirtschaft

Brüssel, den 23. Dezember 1988

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Ihnen den Eingang Ihres heuti-
gen Schreibens mit folgendem Wortlaut zu bestäti-
gen:

„Ich beziehe mich auf die Zollermäßigung für
Qualitätsweine, . . . (es folgt der weitere Text der
österreichischen Note) . . . Inhalt dieses Schreibens
bestätigen würden."

Ich beehre mich, meine Zustimmung zum Inhalt
Ihres Schreibens zu bestätigen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter,
den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach-
tung.

R. Möhler
Stellvertretender Generaldirektor

S. E. Herrn Botschafter
Wolfgang Wolte
Österreichische Mission bei den
Europäischen Gemeinschaften

Av. des Lauwaerts, 35—36
B-1050 Bruxe l l e s

Vranitzky

127.

Notenwechsel zwischen Österreich und der EWG über das Abkommen betreffend die gegensei-
tige Einführung von Zollkontingenten für bestimmte Qualitätsweine vom 23. Dezember 1988

KOMMISSION DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN
GENERALDIREKTION LANDWIRTSCHAFT

Brüssel, den 23. Dezember 1988

Herr Botschafter!

Ich beziehe mich auf das Abkommen in Form
eines Notenwechsels vom 23. Dezember 1988 zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Republik Österreich über die gegenseitige
Einräumung von Zollkontingenten für bestimmte
Qualitätsweine. *)

Absatz 7, 2. Unterabsatz dieses Abkommens sieht
vor, daß die betreffenden Weine von einer Beschei-
nigung begleitet werden, die von einer gegenseitig
anerkannten amtlichen Stelle erteilt wurde, welche
auf einem im Einvernehmen zwischen den beiden
Vertragsparteien zu erstellenden Verzeichnis auf-
geführt ist.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 758/1988

Gemäß den Konsultationen, die zwischen Ver-
tretern der beiden Vertragsparteien stattfanden,
wird für die vorgenannte Bescheinigung folgende
Regelung vereinbart:

1. Das für die Einfuhr in die Gemeinschaft vor-
geschriebene Dokument V.I.1 oder Teildoku-
ment V.I.2. enthält im Feld Nr. 15 einen der
folgenden Vermerke:
„Es wird bescheinigt, daß der in diesem
Dokument genannte Wein ein Qualitäts-
wein 1)/Qualitätsschaumwein 1) mit Ursprung
in Österreich ist und dem Weingesetz 1985
der Republik Österreich entspricht."

2. Das für die Einfuhr in Österreich vorgeschrie-
bene Zeugnis über die Einfuhrfähigkeit ent-
hält einen der folgenden Vermerke:
„Dieser Wein ist ein Qualitätswein bestimm-
ter Anbaugebiete gemäß Verordnung (EWG)
Nr. 823/87 (EG—ABl. Nr. L 84 vom 27. 3.
1987)."

1) Nichtzutreffendes streichen
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„Dieser Schaumwein ist ein Qualitätsschaum-
wein bestimmter Anbaugebiete gemäß Ver-
ordnung (EWG) Nr. 358/79 (EG-ABl.
Nr. L 54 vom 5. 3. 1979)."

Für portugiesische Weine gilt jedoch bis zur
Anwendung der Verordnungen (EWG)
Nr. 823/87 und (EWG) Nr. 358/79 durch
Portugal einer der folgenden Vermerke:
„Dieser Wein ist ein Qualitätswein mit
Ursprung im Portugal, der den Qualitätswei-
nen gemäß Verordnung (EWG) Nr. 823/87
(EG—ABl. Nr. L 84 vom 27. 3. 1987) gleich-
gestellt ist."
„Dieser Schaumwein ist ein Qualitätsschaum-
wein mit Ursprung in Portugal, der den Qua-
litätsschaumweinen bestimmter Anbaugebiete
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 358/79
(EG—ABl. Nr. L 54 vom 5. 3. 1979) gleichge-
stellt ist."

Diese Vermerke werden von der ausstellen-
den Behörde jeweils bescheinigt.

Die in Absatz 7, 2. Unterabsatz des Abkommens
genannten amtlichen Stellen sind im Anhang aufge-
führt.

Dieser Notenwechsel tritt am 1. Januar 1989 in
Kraft und spätestens mit dem Außerkrafttreten des
in Absatz 1 genannten Abkommens vom
23. Dezember 1988 außer Kraft.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihre
Zustimmung zum Inhalt dieses Schreibens bestäti-
gen würden.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter,
den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach-
tung.

R. Möhler
Stellvertretender Generaldirektor

S. E. Herrn Botschafter
Wolfgang Wolle
Österreichische Mission bei den
Europäischen Gemeinschaften

Av. des Klauwaerts, 35—36
B-1050 Brüsse l

ANHANG

Liste der amtlichen Stellen, die zur Ausstellung der Bescheinigungen gemäß Absatz 7, 2. Unterabsatz
des Zollabkommens EWG/Österreich vom 23. Dezember 1988 berechtigt sind.
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ÖSTERREICHISCHE MISSION BEI DEN
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

Brüssel, 23. Dezember 1988

Herr Generaldirektor,

Ich beehre mich, Ihnen den Eingang Ihres heuti-
gen Schreibens mit folgendem Wortlaut zu bestäti-
gen:

„Ich beziehe mich auf das Abkommen in Form
eines Notenwechsels vom 23. Dezember 1988

(es folgt der weitere Text der Note der EWG
samt Anhang) Zustimmung zum Inhalt dieses
Schreibens bestätigen würden."

Ich beehre mich, meine Zustimmung zum Inhalt
Ihres Schreibens zu bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Generaldirektor, den
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

W. Wolle
(Botschafter)

Herrn Stv. Generaldirektor
Rolf Möhler

Generaldirektion Landwirtschaft
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Rue de la Loi 200
1049 B r ü s s e l

Vranitzky

128.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage wird genehmigt.

A b k o m m e n

zwischen der Regierung der Republik Öster-
reich und der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik über Informations-
und Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des

Strahlenschutzes

Die Regierung der Republik Österreich und die
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-

blik — die beiden Seiten dieses Abkommens —
sind,

in dem Wunsch, die Beziehungen zwischen der
Republik Österreich und der Deutschen Demokra-
tischen Republik auf der Grundlage der Schlußakte
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa weiter zu vertiefen,

in der Überzeugung, daß die Zusammenarbeit
durch Informations- und Erfahrungsaustausch auf
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dem Gebiet des Strahlenschutzes für den Schutz
der in Strahlenschutzbereichen tätigen Personen,
der Bevölkerung und der Umwelt vor Strahlenge-
fahren von Bedeutung ist,

unter Berücksichtigung des Übereinkommens
über die frühzeitige Benachrichtigung bei nuklea-
ren Unfällen *), insbesondere seines Artikels 9, und
der bewährten Prinzipien der Zusammenarbeit in
der Internationalen Atomenergie-Organisation,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Dieses Abkommen wird angewendet auf
nukleare Anlagen und Tätigkeiten, wie sie im Arti-
kel 1 des Übereinkommens über die frühzeitige
Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen aufge-
führt sind.

Artikel 2

(1) Die beiden Seiten konsultieren einander ein-
mal im Jahr und bei besonderen Anlässen über die
allgemeine Entwicklung der friedlichen Nutzung
der Kernenergie, insbesondere über Rechtsgrundla-
gen des Strahlenschutzes sowie über Methoden
und Ergebnisse der Strahlenschutzüberwachung
der in Strahlenschutzbereichen tätigen Personen,
der Bevölkerung und der Umwelt.

(2) Die beiden Seiten informieren einander über
ihre Kernreaktoren sowie über ihre Anlagen für
bestrahlte Kernbrennstoffe und für die Endlage-
rung radioaktiver Abfälle.

Artikel 3

(1) Die beiden Seiten benachrichtigen einander
unverzüglich auf direktem Wege über nukleare
Unfälle in Kernanlagen oder bei sonstigen Tätig-
keiten, die durch Freisetzung radioaktiver Stoffe
das Hoheitsgebiet des anderen Staates beeinflussen
können.

(2) Die beiden Seiten benachrichtigen einander
über ungewöhnlich erhöhte Werte der Radioaktivi-
tät auf dem jeweiligen Hoheitsgebiet, die nicht auf
einen nuklearen Unfall in einer Kernanlage oder
bei einer sonstigen Tätigkeit auf diesem Hoheitsge-
biet zurückzuführen sind.

Artikel 4

Der Inhalt der gemäß Artikel 2 geführten Kon-
sultationen und übermittelten Informationen kann
ohne Einschränkung genutzt werden, es sei denn,
er wurde von einer Seite als vertraulich erklärt. Die
Weitergabe vertraulicher Informationen an Dritte
darf nur in gegenseitigem Einverständnis erfolgen.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 186/1988

Artikel 5

(1) Dieses Abkommen tritt mit dem ersten Tag
des dritten Monats nach dem Monat in Kraft, in
dem die beiden Seiten einander schriftlich auf
diplomatischem Wege mitgeteilt haben, daß die
jeweiligen innerstaatlichen Voraussetzungen für
das Inkrafttreten gegeben sind.

(2) Änderungen und Ergänzungen des vorliegen-
den Abkommens sind zwischen den beiden Seiten
zu vereinbaren und bedürfen der Schriftform.
Änderungen der in der Anlage genannten Kontakt-
stellen werden der anderen Seite schriftlich auf
diplomatischem Wege mitgeteilt.

(3) Die beiliegende Anlage ist Bestandteil dieses
Abkommens.

(4) Dieses Abkommen wird für unbegrenzte Zeit
abgeschlossen. Es kann von jeder Seite schriftlich
auf diplomatischem Wege gekündigt werden; in
einem solchen Fall verliert es nach sechs Monaten,
vom Tage des Eingangs der Kündigung, seine Gül-
tigkeit.

Geschehen zu Wien am 3. Mai 1988 in zwei
Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Regierung der Republik Österreich:

Alois Mock

Für die Regierung der Deutschen Demokratischen
Republik:

Georg Sitzlack

A n l a g e

zum Abkommen zwischen der Regierung der Repu-
blik Österreich und der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik über Informations- und
Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des Strahlen-

schutzes

1. Zu Artikel 2 Absatz 2 des Abkommens:

1.1 Informationen über in Betrieb befindliche und
geplante Kernreaktoren sowie Anlagen für
bestrahlte Kernbrennstoffe und für die Endla-
gerung radioaktiver Abfälle umfassen folgende
Angaben, um eine Beurteilung der Auswirkun-
gen eines nuklearen Unfalls in einer solchen
Anlage für das Hoheitsgebiet des jeweiligen
Staates zu erlauben:
— Name der Anlage
— Standort und Adresse
— Eigentümer
— Betreiber
— Zweck
— Hauptparameter der Anlage
— Gegenwärtiger Status
— Betriebsweise
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— Beschreibung des Standortes
— Behandlung und Lagerung radioaktiver

Abfälle und bestrahlter Kernbrennstoffe

1.2 Für Kernreaktoren werden insbesondere fol-
gende Hauptparameter angegeben:
— Reaktortyp
— Leistung
— Spaltzone (zB Geometrie, Brennstoff, Bela-

dung, Anreicherung, Abbrand, Leistungs-
dichte)

— Reaktorgefäß
— Kühlmittel und Kühlkreisläufe (primär und

sekundär)
— Dampferzeuger
— zulässige Abgaben radioaktiver Stoffe in

die Umwelt
— Art des Sicherheitseinschlusses
— Sicherheitssysteme

1.3 Informationen über geplante Kernreaktoren
sowie Anlagen für bestrahlten Kernbrennstoff
und die Endlagerung radioaktiver Abfälle wer-
den nach der Erteilung der staatlichen Geneh-
migung zur Errichtung gegeben.

1.4 Über die Inbetriebnahme wird spätestens sechs
Monate vor dem Inbetriebnahmetermin infor-
miert.

2. Zu Artikel 3 Absatz 1 des Abkommens:

Die Benachrichtigung erfolgt gemäß den
Bestimmungen des Artikels 5 Absätze 1 und 2
des Übereinkommens über die frühzeitige
Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen.

3. Zu Artikel 3 Absatz 2 des Abkommens:

Die Benachrichtigung über ungewöhnlich er-
höhte Werte der Radioaktivität umfaßt die An-
gabe, soweit verfügbar,

— der Aktivität und Dosisleistung,
— der Radionuklide,
— des Meßortes,
— des Meßzeitpunktes,
— der meteorologischen Bedingungen zum

Zeitpunkt der Messung.

4. Die Übermittlung der Informationen gemäß
Artikel 2 erfolgt, sofern sie nicht im Rahmen
der Konsultationen gegeben werden,
— seitens der Republik Österreich

an das Staatliche Amt für Atomsicherheit
und Strahlenschutz der Deutschen
Demokratischen Republik,

— seitens der Deutschen Demokratischen
Republik
an das Bundesministerium für Auswärtige

Angelegenheiten der Republik
Österreich.

5. Die Übermittlung der Informationen gemäß
Artikel 3 erfolgt
— seitens der Republik Österreich

an das Staatliche Amt für Atomsicherheit
und Strahlenschutz der Deutschen
Demokratischen Republik
Telefon: Berlin 5020
Telex: 112632 saas dd,

— seitens der Deutschen Demokratischen
Republik
an die Bundeswarnzentrale des Bundesmi-

nisteriums für Inneres der Republik
Österreich
Telefon: Wien 535 63 63
Telex: 114095 minn a
Telefax: 535 63 64.

Die Mitteilungen gemäß Art. 5 Abs. 1 des Abkommens wurden am 30. Juni 1988 bzw. 16. Jänner
1989 abgegeben; das Abkommen tritt daher gemäß seinem Art. 5 Abs. 1 mit 1. April 1989 in Kraft.

Vranitzky
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